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Gesetzentwurf 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Entwurf eines Neununddreißigsten Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 10 Abs. 2, Artikel 19 Abs. 4) 


A. Problem 

Der Bereich der „Inneren Sicherheit" ist im Begriff, sich in einer 
Entwicklung kleiner, für sich betrachtet oft harmlos erscheinender 
Schritte demokratischer Kontrolle zu entziehen. Mit der Verab- 
schiedung der sogenannten Notstandsgesetze am 30. Mai 1968 
wurde die Möglichkeit geschaffen, Verletzungen des Post-, Brief- 
und Fernmeldegeheimnisses in bestimmten Fällen zu rechtferti- 
gen und die Möglichkeit der Betroffenen, dagegen auf dem ordent- 
lichen Rechtsweg vorzugehen, zu beschränken. 

Durch die Zuständigkeit „besonderer Organe oder Hilfsorgane" 
(Artikel 10 Abs. 2 Satz 2 GG), die von der Volksvertretung bestellt 
werden, kann in der Regel keine Einzelfallprüfung erfolgen. 


B. Lösung 

Mit dem Gesetzentwurf wird die uneingeschränkte Garantie des 
Rechtsweges wieder hergestellt. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Es entfallen Kosten, die durch die Tagungen der Gremien und 
Hilfsgremien entstehen, die eine Kontrolle der Geheimdienste lei- 
sten sollen. 
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Entwurf eines Neununddreißigsten Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 10 Abs. 2, Artikel 19 Abs. 4) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 Abs. 2 
des Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel 1 

Das Grundgesetz für die Bundesrepubhk Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (BGBl. S. 1) wird wie folgt 
geändert: 


1. Artikel 10 Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen. 

2. Artikel 19 Abs. 4 Satz 3 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 30. September 1988 


Dr. Lippelt (Hannover), Frau Schmidt-Bott, Frau Vennegerts und Fraktion 
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Begründung 


Zweck und Tätigkeit der Geheimdienste, insbeson- 
dere des Verfassungsschutzes, sind einer politischen 
Emanzipation der Gesellschaft entgegengerichtet. 
Ihre Geschichte in der Bundesrepubhk Deutschland 
ist geprägt durch eine Vielzahl von Grundrechtsver- 
letzungen. Die Überwachung und Bespitzelung von 
Personen wie der des Atomwissenschaftlers Klaus 
Traube oder des Schriftstellers Günter Wallraff sind 
hierfür ebenso Symbol geworden wie das sogenannte 
Geller Loch, der Fall des Geheimagenten Mauss oder 
die jüngsten Speicherungen von Volkszählungsgeg- 
nern/innen und „AIDS- Verdächtigen" in Dateien der 
Sicherheitsbehörden. 

Der Deutsche Bundestag nimmt das 20jährige Datum 
der Verabschiedung und des Inkrafttretens der „Not- 
standsgesetze" zum Anlaß, die Tätigkeit der Geheim- 
dienste einer Überprüfung durch die Betroffenen auf 
dem Wege der Klage wieder zugänghch zu machen. 

Mit der Verabschiedung der „Notstandsgesetze" 
1968 wurde mit einem wichtigen Grundsatz der de- 
mokratischen Verfassungen gebrochen, der jedem 
Bürger und jeder Bürgerin, die durch die öffenthche 
Gewalt in ihren Rechten verletzt wird, den Rechtsweg 
garantiert. Die Gerichte sind durch die Bestimmungen 


des Artikels 19 Abs. 4 Satz 3 und des Artikels 10 
Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz für unzuständig erklärt 
worden, z. B. bei Abhörmaßnahmen eine Überprü- 
fung vorzunehmen. Zwar sind an Stelle der Gerichte 
parlamentarisch eingesetzte „Organe oder Hilfsor- 
gane" eingesetzt worden, jedoch erwiesen sie sich für 
eine wirkungsvolle Kontrolle geheimdiensüicher Tä- 
tigkeiten bisher als ungeeignet und unfähig. 

Darüber hinaus hat die parlamentarische Kontrolle 
seit Bestehen des Deutschen Bundestages als ein In- 
strument der Bürger und Bürgerinnen immer zur Ver- 
fügimg gestanden — jede/r kann mit Petitionen an 
das Parlament und die einzelnen Volksvertreter her- 
antreten, so daß die gesonderte Regelung des Arti- 
kels 10 Abs. 2 Satz 1 nicht etwa als eine Erweiterung 
der Bürger/innen-Rechte angesehen werden kann. 
Sie kann eine gerichthche Nachprüfung in keinem 
Fall ersetzen. 

Mit der Wiederherstellung der Rechtsweggarantie soll 
ein erster Schritt unternommen werden, die Tätigkeit 
der Geheimdienste aus der Grauzone der Unkontrol- 
herbarkeit stufenweise herauszulösen und den betrof- 
fenen Bürgern und Bürgerinnen ein Mindestmaß an 
„fairem Verfahren" zu garantieren. 
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